
 

 
 

 

 

Staatsanwaltschaft Karlsruhe lässt Verfahren nicht ruhen:  

Strafvereitelung gegen Fanprojekt-Mitarbeiter*innen steht im Raum – 

Zeugnisverweigerungsrecht für die Soziale Arbeit nötiger denn je! 

01.11.2023 

Es dürfte ein trauriges Novum in der Bundesrepublik Deutschland sein: Im aktuellen Rechtsstreit 

zwischen der Staatsanwaltschaft Karlsruhe und dem dortigen Fanprojekt hat die Staatsanwaltschaft 

zwar nun doch keine Beugehaft gegen die Fanprojektler*innen beantragt, setzt die Kolleg*innen 

jedoch weiterhin unter Druck. Es wird geprüft, ob ein Verfahren wegen des Verdachts der 

Strafvereitelung eröffnet wird. Weil sie das besondere Vertrauensverhältnis zu ihrer Zielgruppe, wohl 

dem zentralen Grundpfeiler der Sozialen Arbeit, nicht auf das Spiel setzen können und wollen, sind 

hauptamtliche Mitarbeitende aus diesem Bereich weiterhin mit rechtlichen Konsequenzen bedroht. 

Und das nur, weil sie kein Zeugnisverweigerungsrecht besitzen. 

„Es ist absurd, dass die Staatsanwaltschaft hier keine Ruhe geben will“, erklärt Matthias Stein, Sprecher 

des Bündnisses für ein Zeugnisverweigerungsrecht in der Sozialen Arbeit (BfZ). „Nicht nur, weil 

Kolleg*innen persönlich betroffen sind. Sondern auch, weil hier offenkundig ein Exempel statuiert 

werden soll, dass die grundsätzlichen Errungenschaften der Sozialen Arbeit bundesweit massiv 

gefährden und zurückwerfen kann.“ 

Im Zuge ihrer Ermittlungen hat die Staatsanwaltschaft Mitarbeitende des Fanprojekts als Zeug*innen 

vorgeladen. Diese standen somit vor einem unsagbaren Dilemma: Einblicke aus der Aufarbeitung, die 

ihnen unter dem Gesichtspunkt absoluter Vertraulichkeit im Rahmen ihrer Arbeit gewährt wurden, an 

Ermittlungsbehörden weiterzugeben, was vergleichbare Formate für die Zukunft wohl unmöglich 

gemacht hätte, oder zu schweigen. Als professionelle Mitarbeiter*innen der Sozialen Arbeit 

entschieden sie sich für Letzteres, um das Vertrauen, das ihnen ihre junge Zielgruppe 

entgegengebracht hatte, nicht zu gefährden. „Soziale Arbeit benötigt ein besonderes 

Vertrauensverhältnis, um ihren Auftrag erfüllen zu können“, unterstreicht Georg Grohmann, ebenfalls 

Sprecher des BfZ. 

Ordnungsgelder waren zunächst die Folge, die Beugehaft stand sehr konkret im Raum. Hierauf 

verzichtete die Staatsanwaltschaft nun, prüft jedoch die Möglichkeit einer Anzeige wegen 

Strafvereitelung gegen die Mitarbeiter*innen: „Die Politik muss jetzt handeln! Der aktuelle Fall zeigt 

leider auf eine inzwischen dramatische Art und Weise, wie essenziell ein Zeugnisverweigerungsrecht 

in der Sozialen Arbeit ist. Das unterstreichen auch unsere verschiedenen Netzwerkpartner*innen und 

die Wissenschaft seit langem.“, so Georg Grohmann. „Wir Hauptamtlichen in der Sozialen Arbeit 

brauchen eine Möglichkeit, uns und die Professionalität unserer Arbeit zu schützen. Selbstverständlich 

fordern wir die Staatsanwaltschaft Karlsruhe auch auf, alles dafür zu tun, dass sich die Mitarbeitenden 

des Fanprojekts endlich wieder auf ihre Arbeit mit ihrer Zielgruppe konzentrieren können. Ein solcher 

Fall darf sich unter keinen Umständen wiederholen“, macht Matthias Stein abschließend deutlich. 
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